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Fachbereich Jura 

Antragsinhalt:

Der Studierendenrat möge folgende Stellungnahme beschließen:

Am Wochenende des siebten und achten Juli fanden in Hamburg aufgrund des G20 Gipfels 
zahlreiche Demonstrationen und Kundgebungen statt. Zehntausende Menschen 
demonstrierten auf vielfältige Art und Weise friedlich. Allerdings kam es besonders im 
Schanzenviertel und in Altona zu Auseinandersetzungen zwischen Polizist*innen und 
Demonstrant*innen. Im Schanzenviertel und in Altona wurden außerdem ganze Straßenzüge 
verwüstet und Läden zerstört und geplündert, sowie Autos in Brand gesetzt.

Der Studierendenrat der Universität Freiburg distanziert sich von jeder Form politischer 
Gewalt, sowie von jeder Form unrechtmäßiger staatlicher Gewalt gegen friedlich 
demonstrierende Bürger*innen. Meinungs- und Versammlungsfreiheit sind essentielle 
Bestandteile unserer demokratischen Grundordnung. Politischer Protest muss grade im 
Rahmen einer Veranstaltung wie G20 möglich bleiben und durch die Polizei garantiert 
werden. Zerstörte Geschäfte, brennende Autos und Steinwürfe sind jedoch nicht Teil 
konstruktiver politischer Partizipation oder friedlichen Protests. Ebenso sind sowohl 
Beleidigungen und Gewaltakte gegen Polizist*innen als auch von Polizist*innen gegen 
Demonstrant*innen zu verurteilen. Die Begehung von Straftaten und derartige Gewaltexzesse 
werden den Möglichkeiten des friedlichen Protests und der Teilhabe an unserer Demokratie 
nicht gerecht. Der Studierendenrat lehnt daher alle unrechtmäßigen Gewaltakte ab.

Begründung:

Für unsere Demokratie sind der öffentliche Diskurs und damit auch die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit sowie ein grundrechtskonformes Vorgehen des Staates überlebenswichtige 
Grundbausteine. Als demokratische Vertretung aller Studierenden ist es somit notwendig, sich
von Protestformen und Handlungen Einzelner zu distanzieren, die sich gegen eine friedliche 
Auseinandersetzung mit politischen Themen und Konflikten richten. Die Studierenden 
müssen auf die großen Missstände aufmerksam gemacht werden, auf die diese Art von 
Gewalt sowohl auf Seiten der Polizist*innen als auch auf Seiten der Demonstrant*innen 
hinweist. 

Hinweis:

Es ist explizit erwünscht, in den Anträgen an die Studierendenvertretung genderneutrale
Sprache zu verwenden (beispielsweise „Mitarbeiter*innen“ statt „Mitarbeiter“).


